
 
 

 

Postulat der ALG-Fraktion: Massnahmen gegen missbräuchliche Wohn-

sitznahmen zu Steuerzwecken 

 

Der Regierungsrat wird eingeladen, Massnahmen vorzuschlagen, wie der 

missbräuchlichen Nutzung von Wohnraum zur Umgehung der ordentlichen 

Wohnsitzpflicht und zu Steuerzwecken entgegengewirkt werden kann. Dies 

betrifft insbesondere: 

• Fälle, in denen Wohnungen oder WG-Zimmer nur zum Schein vermietet 

oder gemietet werden, ohne dass eine tatsächliche Wohnnutzung statt-

findet. 

• Eigentümer:innen, die Wohnungen in Zug erwerben, diese aber weder 

selbst bewohnen noch real vermieten, sondern einzig zur Begründung 

eines steuerlich motivierten Wohnsitzes einsetzen. 

• Untermietverhältnisse, die einzig der formalen Adressangabe dienen, 

ohne dass eine echte Wohnsituation vorliegt. 

Begründung: 

In den letzten Jahren sind wiederholt Inserate aufgefallen, in denen Wohnun-

gen oder Zimmer explizit „nur selten“ oder „für Registration bei den Behörden“ 

angeboten werden. Solche Angebote stellen eine illegale Umgehung der 

Wohnsitzpflicht dar und missbrauchen den Wohnungsmarkt für rein steuerli-

che Zwecke. 

Dieser Missbrauch hat mehrere gravierende Folgen: 

• Wohnraumverknappung: Wohnungen und Zimmer, die in Wahrheit nicht 

bewohnt werden, fehlen den Menschen, die tatsächlich in Zug leben 

und arbeiten wollen. Der ohnehin angespannte Wohnungsmarkt wird 

dadurch weiter belastet. 

• Steuerliche Wettbewerbsverzerrung: Wer nur einen Scheinwohnsitz be-

gründet, entzieht sich der fairen Steuerlast am tatsächlichen Lebensmit-

telpunkt. Die ehrlichen Steuerzahler:innen in Zug und in anderen Kanto-

nen sind die Leidtragenden. 

• Rechtsstaatliches Problem: Solche Scheinmietverhältnisse stellen fak-

tisch Wohnsitzbetrug dar und sind mit der Pflicht zu einem echten Le-

bensmittelpunkt am gemeldeten Wohnsitz unvereinbar. 

Die Praxis wird nicht nur von Mieter:innen, sondern auch von Eigentümer:in-

nen befördert, die Wohnungen kaufen, diese aber nie für eine reale Wohnnut-

zung vorsehen. Damit wird Wohnraum spekulativ entzogen und einzig als 

steuerlicher Vorteil genutzt. 
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Der Regierungsrat soll deshalb prüfen, welche Massnahmen notwendig und 

möglich sind, um diesem Missbrauch wirksam entgegenzutreten. Denkbar 

sind u. a.: 

• strengere Nachweise für einen effektiven Wohnsitz, 

• verstärkte Kontrollen  

• Meldepflichten für Eigentümer:innen, die den Verdacht haben, dass de-

ren Wohnungen nicht effektiv genutzt werden, 

• engere Zusammenarbeit mit den Einwohnergemeinden, um Scheinad-

ressen aufzudecken. 

Zug braucht Wohnraum für Menschen, die hier wirklich leben. Missbräuchliche 

Scheinwohnungen zu Steuerzwecken untergraben sowohl die Glaubwürdig-

keit des Steuer- als auch des Wohnungswesens und müssen konsequent un-

terbunden werden. 

 

 

 

Beispiele:  

 

 



 
 

 

 


